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<< Editorial

<< Impressum

Ehrenvorsitzenden Thorolf Schulte zu­
sammen mit dem Deutschen Beamten­
bund die Anhebung des Eingangsamtes 
im mittleren Dienst von BesGr. A 5 nach 
BesGr. A 6 erreicht. Historisch gewach­
sen ist das Eingangsamt A 7 für den 
mittleren technischen Dienst. Nun hö­
ren wir aus dem Bundesministerium der 
Verteidigung (BMVg), dass sich das Refe­
rat Organisation im Stab Organisation 
und Revision auf den Weg gemacht ha­
ben soll, eine Öffnung des § 23 Abs. 1 
Nr. 2 Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) 
dahingehend vorzuschlagen, dass künf­
tig den Beamtinnen und Beamten des 
mittleren nichttechnischen Verwal­
tungsdienstes das dann neue Eingangs­
amt BesGr. A 7 zugewiesen werden soll. 
Diese amtsseitigen Überlegungen fin­
den die ungeteilte Zustimmung des Ver­
bandes der Beamten der Bundeswehr 
e.V. (VBB), entsprechen sie doch ver­
bandsinternen Überlegungen. Eine sol­
che Neubewertung ist auch sachlich 
geboten und begründbar. Bei allem Res­
pekt vor der beruflichen Leistung lebens­
älterer Kolleginnen und Kollegen des 
mittleren nichttechnischen Dienstes 
darf man nicht verkennen, dass im Lau­
fe der Jahrzehnte die Tätigkeitsbereiche 
in dieser Laufbahn immer komplexer ge­
worden sind. Qualitative Aufgabenver­
dichtungen, Veränderungen in den Auf­
gaben- und Verantwortungsbereichen 
sowie die Ausweitung von rechtlichen 
und wirtschaftlichen Vorgaben machen 
auch aus Sicht des VBB nicht nur eine 
Neubewertung des Eingangsamtes, son­
dern auch die des Endamtes erforder­
lich. Der Wettbewerb um die besten 
Köpfe, den das Verteidigungsressort mit 
der gewerblichen Wirtschaft auszutra­
gen hat, wird auch künftig durch die 
Beantwortung der Frage nach einer 
leistungs- und laufbahngerechten 
Laufbahnentwicklung entschieden.  
Ob dann in der Umsetzung der alten 

Liebe Kolleginnen  
und Kollegen,

Albert Einstein hat in seiner unendlichen 
Weisheit einmal gesagt: „Fantasie ist 
wichtiger als Wissen, denn Wissen ist 
begrenzt.“

Wer möchte das ernsthaft bestreiten? 
Auch deshalb zeichnet sich eine gute 
verbandliche Arbeit für die Kolleginnen 
und Kollegen dadurch aus, sich Gedan­
ken darüber zu machen, wie das beruf­
liche Umfeld attraktiver ausgestaltet 
werden kann, und dabei den Gedanken 
freien Lauf zu lassen. Obwohl eine 
Selbstverständlichkeit, möchte ich aber 
gleichwohl auch hinzufügen, dass wir 
als Interessenvertretung zwar unsere 
Forderungen einbringen, bei deren Um­
setzung aber immer auch auf die Unter­
stützung der „Amtsseite“ angewiesen 
sind. Allein erreichen wir bekannterma­
ßen nichts. Idealerweise haben beide 
Seiten nahezu identische Vorstellungen 
und Ideen – wie im nachstehenden Fall.

Der Verband der Beamten der Bundes­
wehr e.V. (VBB) hatte mit seinem dama­
ligen Vorsitzenden und jetzigen 
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Amtsbezeichnung eine höhe­
re Besoldungsgruppe zuge­
wiesen wird oder im Falle des 
Endamtes eine neue Amts­
bezeichnung mit einer BesGr. 
A 10 eingeführt wird, ist 
letzten Endes eine Frage der 
zügigeren Machbarkeit. In die­
sem Zusammenhang schlagen 
wir zur Vermeidung zweier 
sogenannter „Überlappungs- 
ämter“ A 9/A 10 vor, auch in 
der Laufbahn des gehobenen 
nichttechnischen Verwal­
tungsdienstes mit der glei­
chen Begründung das Ein­
gangsamt von BesGr. A 9 nach 
BesGr. A 10 zu heben. Inso­
weit wird der VBB alle Bemü­
hungen des Ministeriums un­
terstützen, die Vorgaben der 
Bundesministerin der Vertei­
digung, Frau Dr. Ursula von 
der Leyen, die Bundeswehr zu 
einem der attraktivsten Ar­
beitgeber zu machen, unter­
stützen.

Ein weiteres Beispiel für die 
Notwendigkeit von Neube­

wertungen sind die derzeiti­
gen Dotierungen. Auch hier 
hören wir von den Dienst­
posten der Leiterinnen und 
Leiter bei den sogenannten 
kleinen Bundeswehrdienst­
leistungszentren (BwDlZ),  
die derzeit noch nach BesGr. 
A 13g ausgebracht sind. Auch 
diese Bewertung ist unseres 
Erachtens schon lange nicht 
mehr zeitgemäß und sach­
gerecht. Die derzeitige 
Bewertung der Dienstposten 
gründet sich – man höre und 
staune – auf einen Rahmen­
dienstpostenplan aus dem 
Jahr 2009. Mit der Einnahme 
der Zielstruktur von 2011 
und der Aufnahme des Wirk­
betriebes im Jahr 2013 er­
folgte unter gleichzeitigem 
Wegfall der Querschnittsor­
ganisation Wehrbereichsver­
waltungen (WBV) als Mittel­
instanz die Errichtung einer 
Spartenorganisation mit  
den neuen Oberbehörden  
BAJUDBw und BAPersBw. 
Die gleichzeitige „Verschlan­

kung“ des BMVg einschließ- 
lich der durch die damalige 
Leitung des BMVg verordne­
ten Reduzierung des Perso­
nalumfanges von Zivilperso­
nal führte zu einer Abschich- 
tung von Aufgaben von oben 
nach unten, sprich zu den 
BwDlZ. Mit diesem Prozess 
ging eine weitere Redu- 
zierung der Ortsdienststellen 
auf nunmehr 43 BwDlZ ein­
her. Damit verbunden war 
eine teilweise enorme Aus­
weitung der regionalen Zu­
ständigkeiten sowie der 
Übernahme zusätzlicher Auf­
gaben – und das alles ohne 
eine Neubewertung gerade 
der kleinen Bundeswehr­
dienstleistungszentren. Der 
Verband der Beamten der 
Bundeswehr ist daher der 
festen Überzeugung, dass 
eine Neubewertung gerade 
dieser acht kleinen BwDlZ  
in der Leiterfunktion nach 
BesGr. A 13/14 zwingend ge­
boten ist. Die Besetzung soll­
te dann mit qualifizierten 

Beamtinnen und Beamten 
des gehobenen nichttechni­
schen Verwaltungsdienstes 
erfolgen, die sich im Rahmen 
eines Laufbahnaufstieges für 
eine Verwendung im höhe­
ren Dienst qualifiziert haben 
oder ein Stellenbesetzungs­
verfahrens nach § 27 Bun­
deslaufbahnverordnung 
(BLV) erfolgreich durchlaufen 
haben. Darüber hinaus soll­
ten die Dienstposten der Be­
reichs- und Teilbereichsleiter 
dementsprechend angepasst 
werden. Auch hier hören wir, 
dass sich die zuständigen 
Stellen im BMVg bereits auf 
den Weg gemacht haben. 
Der VBB wird auch diesen 
Prozess unterstützend be­
gleiten.

Ihr

Wolfram Kamm

Gehts noch?
Schlägt man aktuell das VAB-Magazin 1/2019 auf, so beginnt dieses mit einem Interview des Bundesvor­
sitzenden Herbert Schug. Erst einmal nichts Verwunderliches, wenn man bedenkt, dass es das erste Heft 
in 2019 ist. Was jedoch dort zu lesen steht, führt dann doch zu Stirnrunzeln … Man wird feststellen, dass 
das Interview eigentlich nur einen Sinn hat – es soll den geneigten Leser davon überzeugen, dass der VAB 
die einzig wahre Interessenvertretung der Arbeitnehmer in der Bundeswehr ist und dass der Verband der 
Beamten der Bundeswehr (VBB) Arbeitnehmer ja doch nur organisiert, da man sie als „Steigbügelhalter 
und Mehrheitsbeschaffer“ benötigt – so könnte man es jedenfalls durch die Blume verstehen.

Schnell kommt einem die Me­
tapher des verwundeten Tie­
res in den Sinn, das mit letz­
ter Kraft wild um sich beißt, 
und man möchte eigentlich 

nur eines, und zwar direkt pa­
rieren.

Aber wie heißt es so schön, 
man sollte über Vorgänge, die 

einem unverständlich sind, erst 
einmal eine Nacht drüber schla­
fen. Auch ist es nicht unsere 
Art, „schlecht“ über andere zu 
sprechen – auch nicht durch die 

Blume, dies haben wir auch in 
der Vergangenheit nicht getan. 
Die Fusionsabsage des VAB ha­
ben wir ehrlich mit Bedauern 
zur Kenntnis genommen und 

© Fotolia-Ingo Bartussek
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?
<< Leserbrief

Es ist an der Zeit, wir meinen es ernst!

Was sich für die Beamtinnen und Beamten 
seit Jahrzehnten bewährt hat, soll auch 
Tarifbeschäftigten zugutekommen. Die 
Idee ist bestechend klar: Eine kompetente 
Interessenvertretung, die nah dran ist und 
hilft. Eine noch stärkere Interessenvertre­
tung für das zivile Personal der Bundes­
wehr, weil gemeinsam mehr erreicht  
werden kann. Diese Idee ist nicht nur zeit­
gemäß, sie bedeutet auch eine Abkehr von 
althergebrachten, bewährten Grundsät­
zen. Der VBB will das und der VBB kann 
das, wie der Öffnungsbeschluss des Bun­
desvertretertages schon seit 2014 zeigt. 
Mit Optimismus reichte der VBB dem VAB 
die offene Hand, denn es bestand offen­
sichtlich eine gegenseitige Sympathie und 
viele gute Gründe für eine gemeinsame 
Zukunft. Bei aller Liebe sollte allerdings 
nicht die Vernunft vergessen werden. Auch 
in der besten Beziehung sollten die Partner 
einen ideellen oder materiellen Mehrwert 
erleben, sonst wird das auf Dauer nichts. 
Der VBB wollte eine Beziehung auf Dauer, 
aber die Hoffnungen wurden enttäuscht, 
wie wir am 27. September 2018 auf unse­
rer Website berichten mussten. Die Fusion 
wurde seitens des VAB abgesagt.

„Diese, durch den Verbandstag des VAB 
getroffene Entscheidung, setzt den 
Schlusspunkt unter vierjährige Verhand­
lungen und Gespräche mit dem Ziel, bei­
de Verbände der Bundeswehr unter dem 
Dach des dbb beamtenbund und tarifuni­
on zu vereinen, das Wissen und die Kräfte 
beider Verbände zu bündeln und so die 
Schlagkraft in der Gewerkschaftsarbeit 
zu erhöhen. Der Verband der Beamten 
der Bundeswehr bedauert diese Entwick­
lung und die getroffene Entscheidung auf 
dem Verbandstag des VAB und wir res­
pektieren sie. Gleichwohl ist der VBB wei­
terhin an einer gedeihlichen Zusammen­
arbeit beider Verbände interessiert.“

Der Öffnungsbeschluss des Bundes
vertretertages bleibt bindend

Viele Wege führen nach Rom. Die Öffnung 
des VBB für Tarifbeschäftigte der Bundes­
wehr kann auch alternativ vollzogen wer­
den, am Ende zählt nur der Auftrag der 
VBB-Mitglieder, egal welcher Statusgrup­
pe. Traditionell nehmen wir jede Stimme 
ernst und werden uns auch fachlich so auf­
stellen, dass die Statusgruppen nicht ge­
geneinander ausgespielt werden, sondern 
Hand in Hand am gemeinsamen Erfolg ar­

beiten. Der VBB ist nicht gegen eine Status­
gruppe, sondern für die Zivilbeschäftigten 
der Bundeswehr, denn sie stehen vor gro­
ßen Belastungen und großen Herausforde­
rungen. Wer kann den Zivilbeschäftigten 
nachweislich am besten helfen? Sie kennen 
die Antwort!

Stell dir vor, es ist Rosenkrieg und der VBB 
geht nicht hin!

Wenn eine enge Partnerschaft angestrebt, 
aber leider nicht erreicht wird, ist die Ent­
täuschung groß, obwohl vielleicht Schlim­
meres verhindert wurde. Leider obsiegt 
manchmal die böse Versuchung, sich an 
die Öffentlichkeit zu wenden, und die tiefe 
Enttäuschung mündet in einen öffentlich 
geführten Rachefeldzug. Kann man ma­
chen, wenn man will, muss man aber 
nicht! Unsere freundlich ausgestreckte 
Hand wird sich deshalb nicht zur drohen­
den Faust schließen, denn der VBB wird 
Hand in Hand arbeiten, für die zivilen Be­
schäftigten der Bundeswehr. Der Be­
schluss des Bundesvertretertages ist  
klar: Öffnung für Tarifbeschäftigte. Vom 
Rosenkrieg war nicht die Rede. Das neh­
men wir ernst!

� Verfasser ist dem VBB bekannt.

dies auch so zum Ausdruck ge­
bracht – und öffentliches 
Nachtreten ist eigentlich nicht 
unser Stil. Aber dennoch kön­
nen wir die dort gemachten 
Aussagen auch nicht so einfach 
stehen lassen, zumal sie nicht 
den Tatsachen entsprechen. 
Wir nehmen also gerne den 
dort gespielten Ball auf ...

Zunächst wollen wir noch ein­
mal festhalten, dass es der VAB 
war, der die seitens des VBB 
ausgestreckte Hand in Sachen 
Fusion weggeschlagen hat. Und 
das mag weiß Gott nicht daran 
liegen, dass es keine paritäti­
sche Abbildung der Arbeitneh­
mer in einer neuen gemeinsa­
men Satzung gegeben hätte 
– hier ist der VBB auf alle Wün­
sche des VAB eingegangen. Alle 
Funktionen bis hin zur kleinsten 
Standortgruppe wären vom 
Vorsitz an doppelt belegt gewe­
sen – jeweils mit einem Arbeit­
nehmer und einem Beamten –, 
also mehr geht diesbezüglich 
wirklich nicht. Vielmehr lagen 

die Bedenken aufseiten des VAB 
– so wurde es uns letzte Woche 
noch verkauft – beim Beitrag, 
denn der weicht bei beiden Ver­
bänden massiv voneinander ab. 
Aber auch da hatten wir einen 
Lösungsansatz, der in den Fusi­
onssitzungen noch konsensfä­
hig war …

Die Organisation von Arbeit­
nehmern im Verband der Beam­
ten der Bundeswehr seit der Fu­
sionsabsage hat schlichtweg 
mit dem Antrag und Auftrag 
unserer Mitglieder vom Bundes­
vertretertag 2014 zu tun, bei 
welchem wir von eben diesem 
höchsten Gremium des VBB den 
Auftrag bekommen haben, eine 
Fusion mit dem VAB vorzuberei­
ten und die Öffnung für die Ar­
beitnehmer zu vollziehen. Erste­
res ist bekanntlich gescheitert, 
also setzt der VBB nun die Öff­
nung entsprechend um. Und 
dass wir damit nicht früher an­
gefangen haben, ist einfach 
dem Respekt gegenüber dem 
VAB geschuldet, da der Fusions­

gedanke für uns im Vorder­
grund stand.

Und wenn wir einmal dabei sind: 
Das Interview mit dem klaren Be­
kenntnis zu den Arbeitnehmern 
verwundert einmal mehr, liegt 
uns doch eine Kopie des Antrags 
S1 des VAB-Gewerkschaftstages 
aus September 2018 vor, der – 
wie uns letzte Woche noch von 
Herrn Schug im Gespräch bestä­
tigt wurde – auch angenommen 
worden ist. Leider ist eine aktuel­
le Satzung des VAB noch nicht 
verfügbar, aber die Annahme des 
Antrags bedeutet, dass sich der 
VAB für alle Beschäftigen und da­
mit auch für die Beamten geöff­
net hat. Wie heißt es so schön 
aufseiten des dbb: „Im allgemei­
nen Sprachgebrauch versteht 
man unter Beschäftigten alle Per­
sonen, die in einem Betrieb, einer 
Dienststelle oder Ähnlichem ar­
beiten beziehungsweise eben be­
schäftigt sind. Im öffentlichen 
Dienst sind also in der Regel bei­
de Statusgruppen – Beamte und 
Tarifb eschäftigte – gemeint, ein­

schließlich beispielsweise der 
Auszubildenden.“

Damit aber nicht genug – in der 
Antragsbegründung wird sogar 
von einer Öffnung für ALLE Sta­
tusgruppen – somit auch für 
die Soldaten gesprochen. 

Das ist nun etwas, das dem 
VBB zu weit geht!

Wir pflegen die konstruktive Ko­
operation zu dem Verband der 
Soldaten der Bundeswehr (VSB), 
stehen aber nach wie vor zum 
Grundgesetz und treten für eine 
strikte Trennung zwischen den 
Streitkräften und dem Zivilper­
sonal, eben der Bundeswehrver­
waltung nach Art. 87 a und b 
Grundgesetz (GG) ein.

Die vermeintlichen Wunden,  
die sich der „Schwesternver­
band“ gerade leckt, hat er sich 
selber zugefügt, und wäre es 
nicht sinnvoller, die Energie in die 
Zukunft des Verbandes zu ste­
cken, als um sich zu beißen?�
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Zur Info: Arbeitszeit von Bundesbeamten
Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung plant keine 
Reduzierung der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit der Bundesbeamten.

Dies geht aus ihrer Antwort 
(19/7774) auf eine Kleine An­
frage der Fraktion Die Linke 
(19/7243) hervor. Darin ver­
wies die Fraktion darauf, dass 
in den Jahren 2004 und 2006 
die damalige Bundesregierung 
die weiterhin gültige Arbeits­
zeitverordnung für Bundesbe­
amte verabschiedet habe, nach 
der deren Arbeitszeit von 39 
auf 40 und im zweiten Schritt 
auf 41 Stunden erhöht worden 
sei. Mit dieser Erhöhung der 
Arbeitszeit sollten die Beam­
ten der Fraktion zufolge „einen 
Anteil zur ,Haushaltskonsoli­
dierung‘ leisten, also Stellen­
streichungen durch Mehrarbeit 
auffangen“.

In ihrer Antwort legt die Bun­
desregierung dar, dass sie zur 
Thematik der Arbeitszeitredu­
zierung im Petitionsausschuss 
ausführlich Stellung bezogen 

habe. Es sei unter anderem 
angeführt worden, „dass im 
Sinne einer auf Nachhaltigkeit 
angelegten Haushaltsführung 
am Ziel der Konsolidierung der 
öffentlichen Haushalte festge­
halten werden muss“.

Die Reduzierung von 41 Stun­
den auf 39 Stunden würde  
der Bundesregierung zufolge 
einen Mehrbedarf an 9.294 
Beamten und „Kosten in  
Höhe von circa 371 Millio- 
nen Euro pro Jahr (nur Be­
soldung) ergeben“. Dem  
liege folgende Modell­
rechnung zugrunde: 
Wenn die 181.250 
Beamten des 
Bundes (Stand:  
30. Juni 2017) 
„zwei Stunden 
weniger pro 
Woche arbeiten, 
führt dies zu einer wö­

chentlichen Reduzierung um 
362.500 Stunden, die perso­
naltechnisch aufgefangen 
werden müssten“. Diese Stun­
denanzahl geteilt durch 39 
(neue regelmäßige wöchentli­
che Arbeitszeit) ergebe einen 
zusätzlichen Bedarf von 9.294 
Beamten. „Ausgehend von ei­
ner durchschnittlichen A10-
Besoldung (circa 40.000 Euro 
im Jahr) ergibt dies einen Kos­
tenfaktor von circa 371 Mil­
lionen Euro pro Jahr mit ent­
sprechenden Folgen für die 
Versorgungsverpflichtungen“, 
heißt es in der Antwort weiter.

Bei einer Reduzierung der wö­
chentlichen Arbeitszeit um 

eine Stunde würden sich die 
Kosten laut Vorlage entspre­
chend halbieren, mithin also 
einen personellen Mehrbe­
darf von 4.647 Beamten und 
einen Kostenfaktor von circa 
186 Millionen Euro verursa­
chen.

Quelle: Deutscher Bundestag, 
Parlamentsnachrichten, PuK 2

Der VBB wird dennoch nicht 
müde, das Thema bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit 
anzusprechen und an das 
Versprechen von damals zu 
erinnern ... wie heißt es so 
schön: Steter Tropfen höhlt 
den Stein.�

Weiteres Vorgehen zur Arbeitszeit diskutiert
Ein Thema, das die Kolleginnen und Kollegen wie 
wenige andere beschäftigt, ist die Frage nach der 
durch die Politik versprochenen Reduzierung der 
wöchentlichen Arbeitszeit für die Bundesbeamtin­
nen und -beamten. 
Nachdem im Juni des vergan­
genen Jahres durch die maß­
gebliche Unterstützung des 
Verbandes der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) die 
durch eine Kollegin der Ar­
beitsverwaltung initiierte Pe­
tition, mit dem notwendigen 
Quorum von 50.000 Stimmen 
ausgestattet, dem Petitions­
ausschuss zur Einzelbefas­
sung vorgelegt wurde, war  
es an der Zeit, sich nach dem 
Stand der Dinge zu erkundi­
gen.

Hierzu traf sich der Bundesvor­
sitzende des Verbandes der Be­
amten der Bundeswehr e.V. 
(VBB), Wolfram Kamm, mit 
dem Vorsitzenden des Petiti­
onsausschusses des Deutschen 
Bundestages, Abgeordneter 
Marian Wendt, zum Gespräch 
in Berlin. 

Wolfram Kamm erläuterte noch­
mals die Notwendigkeit, die wö­
chentliche Arbeitszeit wieder auf 
39 Wochenstunden zu reduzie­
ren. Dieses, seinerzeit durch die 

Politik gegebene Versprechen 
gelte es nun endlich einzulösen, 
zumal die damals geforderte Ein­
sparauflage durch die Beamtin­
nen und Beamten bereits seit 
Jahren erbracht sei. Es diene zu­
dem der Glaubwürdigkeit der Po­
litik, gegebene Versprechen auch 
einzuhalten. Der VBB erhoffe sich 
eine Entscheidung, die das weite­
re Verfahren offenhalte. Hierzu 
sei zumindest eine Verweisung 
an die Bundesregierung zur wei­
teren Befassung erforderlich.

Herr Wendt äußerte Verständ­
nis für das Anliegen. Er wies 
darauf hin, dass derzeit die 
Fraktionen des Deutschen 
Bundestages ihre Stellung­
nahmen erarbeiten würden. 
Ein Termin zur Beratung und 
Beschlussfassung sei noch 
nicht terminiert. Es gilt also, 
sich weiter für den Gleich­
klang in der Wochenarbeits­
zeit zwischen Beamten und 
Arbeitnehmern zu verwen- 
den.�
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Längst überfällig
Ja, dieses Gespräch war längst überfällig. Schon 
seit geraumer Zeit ist Andreas Sagurna Chef des 
Zentrums für Brandschutz der Bundeswehr in 
Sonthofen. Der zweite Leiter seit Errichtung des 
Zentrums, der erste Zivile in einer zivilen Behörde. 
Zeit also tatsächlich für ein erstes Gespräch für den 
Verband der Beamten der Bundeswehr e.V. (VBB). 

Der VBB hat die Herauslösung 
der Aufgaben im Bereich der 
Bundeswehrfeuerwehr aus 
den militärischen Strukturen 
stets begrüßt.  Auch wenn es 
ablauforganisatorisch und 
was die Zuständigkeiten an­

geht noch immer etwas ha­
pert (siehe Urlaubsanträge 
oder Probleme bei der Lehr­
gangsbearbeitung), die Ent­
scheidung zur Zentralisierung 
der Aufgaben des brand­
schutztechnischen Dienstes 

war richtig. Das war auch eine 
von mehreren Übereinstim­
mungen eines fast 90-minüti­

gen Gespräches zwischen 
dem Bundesvorsitzenden 
Wolfram Kamm und Herrn 

©
 V

BB

Erstes Gespräch in 
neuer Funktion
Zu einem ersten Gespräch trafen sich der Vorsit­
zende des Bundeswehrsozialwerkes der Bundes­
wehr, Matthias Leckel, und der Bundesvorsitzende 
des Verbandes der Beamten der Bundeswehr e.V. 
(VBB), Wolfram Kamm, am 13. März 2019 in den 
Räumen der Bundesgeschäftsstelle des VBB. 

Da beide Vorsitzenden sich 
schon lange kennen, erübrig­
ten sich die sonst üblichen 
„Aufwärmrunden". Matthias 
Leckel erläuterte seine Vor­
stellungen als neu gewählter 
Vorsitzender dieser für die 

Bundeswehr so wichtigen 
Sozialeinrichtung. Dazu ge­
hören im Besonderen die 
Renovierung oder Moderni­
sierung mancher Häuser des 
Sozialwerkes. Wolfram Kamm 
und Matthias Leckel bekräf­

tigten den Wunsch, die zwi­
schen den beiden Verbänden 
bestehende Kooperation wei­
ter auszubauen. Dabei sagte 

Wolfram Kamm zu, das Bun­
deswehrsozialwerk in seinen 
Aktivitäten nachhaltig zu un­
terstützen.�

Auf der Zielgeraden
Wenn man dem Flurfunk Glauben schenken darf, 
kann der VBB hinter einem „Langzeitthema“ in 
Bälde einen Haken setzen. 

Das Bundesministerium der 
Verteidigung (BMVg) scheint in 
der ministeriellen Abstimmung 
einig, die Bewertung der Dienst­
posten der Sozialberater im So­
zialdienst der Bundeswehr aus­
nahmslos mit einer höheren 
Dotierung versehen zu wollen. 

Dieses ist unseres Erachtens 
aufgrund der Komplexität der 
Aufgabe in Verbindung mit 
den seit Jahren gestiegenen 
qualitativen Anforderungen  
an die Dienstposteninhaber 
mehr als angemessen und 
überfällig. 

Diese Entwicklung nehmen  
wir erfreut zu Kenntnis und 
senden auf diesem Weg schon 
einmal vorab die Vorschusslor­
beeren verbunden mit einem 
herzlichen Dank an alle betei­
ligten Stellen im BMVg und im 
Bundesamt für das Personal­
management der Bundeswehr 
(BAPersBw). 

Natürlich werden wir über das 
endgültige Ergebnis berichten 

und unser Augenmerk im Wei­
teren auch auf die Situation 
der Sozialarbeiter lenken, in die 
verbandliche Gesamtbetrach­
tung des Sozialdienstes einbe­
ziehen und Lösungsvorschläge 
unterbreiten.�
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Nach dem Moorbrand bei Meppen: Folgerungen, 
Konsequenzen und weiteres Vorgehen
Bundeswehr schießt das erste Mal nach Moorbrand. Das war die Meldung in den NDR-Nachrichten aus 
Niedersachsen vom 27. Februar 2019. Offenbar haben sich die katastrophalen Ereignisse bei Meppen 
bei einigen regelrecht ins Gedächtnis gebrannt.

Waffenerprobungen an der 
Wehrtechnischen Dienststelle 
in Meppen haben am 3. Sep­
tember 2018 einen spektakulä­
ren Moorbrand ausgelöst, der 
offiziell bis zum 10. Oktober 
andauerte. Während der VBB 
schon am 22. September 2018 
allen an der Brandbekämpfung 
beteiligten Kolleginnen und 
Kollegen für deren Arbeit 
dankte, war in den Medien die 
Enttäuschung teilweise Empö­
rung über die Bundeswehr 
groß. Mehr als nur Rauch lag in 
der niedersächsischen Landluft 
und schnell wurde der Bundes­
wehr Vernebelungstaktik vor­
geworfen.

So ganz ohne Grund war die 
Bundeswehr allerdings nicht in 
diese Schwierigkeiten geraten. 
Nach einem außergewöhnlich 
trockenen Sommer waren bei 
Waffenerprobungen Teile eines 
Moores in Brand geraten. Bald 
unter großer medialer Beglei­
tung drohte der Brandfall ir­
gendwie außer Kontrolle zu 
geraten. Nun ist ein leichter 
Brand beim Schießen wahrlich 
nichts Besonderes, weil übli­
cherweise Vorkehrungen ge­
troffen werden, um das Mal­
heur schnell aus der Welt zu 
schaffen. Außerdem ist vor­

beugender Brandschutz eine 
Angelegenheit, die auch in 
Meppen sehr ernst genommen 
wird. In vielen Jahrzehnten hat 
sich die Dienststelle für Waffen 
und Munition einen sehr kom­
petenten Ruf in ihrem Arbeits­
gebiet verdient, hat unver­
zichtbare Beiträge für die 
Bundeswehr geliefert. Diese 
Reputation schien sich nun 
sprichwörtlich in dichten 
Rauch und beißenden Qualm 
aufzulösen. Einerseits wurde 
der Sachverhalt vor Ort an­
fänglich wohl unterschätzt, 

andererseits kam Pech dazu. 
Deshalb ist die Inhaberin der 
Befehls- und Kommandoge­
walt im Frieden umgehend 
zum Ort des Geschehens ge­
reist. Der sehr ernsten, ange­
spannt wirkenden Miene der 
Bundesverteidigungsministe­
rin konnte man allzu leicht ent­
nehmen, dass Dr. von der Leyen 
„not amused“ war. Aber das 
Signal war klar: Das Ganze ist 
nun Chefinnensache. Durch 
hohen personellen Einsatz und 
mit großem materiellen Auf­
wand wurden beide Feuer un­

ter Kontrolle gebracht, das Feu­
er im Moor sowie das Feuer  
in den Medien. Bis zu 1.700 
Einsatzkräfte haben hart ge­
kämpft, damit der Moorbrand 
am 10. Oktober 2018 als ge­
löscht gemeldet werden konn­
te. Unmittelbar danach wur­
den die Geschehnisse von einer 
Arbeitsgruppe akribisch aufbe­
reitet. Mit Datum vom 29. Ja­
nuar 2019 hat das BMVg den 
ausführlichen Bericht zum 
Moorbrand bei Meppen auf 
seiner Webseite mit ausführli­
chen Messdaten veröffentlicht, 

Sagurna am 20. März 2019. 
Dabei hätte der Start durch­
aus ruhiger verlaufen können, 
und ein Verzicht auf die „Feu­
ertaufe“ Moorbrand auf dem 
Gelände der WTD in Meppen 
wäre sicherlich auch wün­
schenswert gewesen. Aber 
auch hier, so Herr Sagurna, sei 
man noch im Prozess des Auf­
arbeitens und wird – auch be­
zogen auf die zivil-militäri­
sche Zusammenarbeit – alles 

aufarbeiten, die Lehren und 
notwendige Schlussfolgerun­
gen ziehen. 

Zu den feuerwehrspezifischen 
Themen erläuterte Wolfram 
Kamm die verbandlichen Er­
folge bei der Bündelung der 
Dienstposten im mittleren 
und gehobenen feuerwehr­
technischen Dienst. In beiden 
Fällen kein Selbstläufer, war 
doch die Amtsseite lange kein 

Freund der aus Sicht des VBB 
doch so wichtigen attraktivi­
tätssteigernden Maßnahme. 
Einvernehmen wurde auch 
darüber erzielt, dass Kollegin­
nen und Kollegen der Bundes­
wehrfeuerwehr, die aus ge­
sundheitlichen Gründen ihre 
operativen Aufgaben nicht 
mehr wahrnehmen können, 
andere Aufgaben übertragen 
bekommen sollen – auch um 
andernfalls drohende Dienst­

unfähigkeitsverfahren zu ver­
meiden. Hier hat der VBB sei­
ne Unterstützung zugesagt. 
Es wurde vereinbart, sich 
zeitnah zu einem weiteren 
Gespräch zu treffen. Hierbei 
sollen aufbau- und ablaufor­
ganisatorische Problemstel­
lungen besprochen werden 
und der Sachstand zu den 
besoldungstechnischen For­
derungen des VBB erörtert 
werden.�
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um dem Vorwurf der Vernebe­
lungstaktik entgegenzuwirken.

So wurden folgende Faktoren 
als ursächlich für das wahrge­
nommene und tatsächliche 
Ausmaß des Moorbrandes 
identifiziert (Quelle bmvg.de 
im Auszug):

>> Defizite in den Bereichen Ma­
terial, Organisation, Vorbe­
reitung und Ausbildung mit 
Blick auf Großschadensereig­
nisse, Vorschriftenlage und 
Meldewesen sowie zivil-mili­
tärische Zusammenarbeit,

>> Fehleinschätzungen u. a. in 
Bezug auf Stärke und Rich­
tung der wechselnden Winde 
und eine daraus resultieren­
de ständig variierende 
Brandausbreitungsrichtung 
während des Brandgesche­
hens sowie der besonderen 
Charakteristika eines Moor­
brandes,

>> Ausfall und Beschädigung 
von Feuerlöschgerät und 
nicht ausreichend vorhan­
denes Ersatzmaterial,

>> Art, Umfang und Zeitpunkt 
der Kommunikation inner­
halb der Bundeswehr sowie 
der externen Kommunikati­
on, die dem Informations­

bedürfnis der Öffentlichkeit 
sowie weiterer beteiligter 
Behörden und Institutionen 
nicht ausreichend Rechnung 
getragen hat.

Aus der umfassenden und 
gründlichen Analyse hat die 
Bundeswehr konkrete Maß­
nahmen abgeleitet.

So weit die offiziellen Informa­
tionen von der Website des 
BMVg. Der Fall ist aber noch 
lange nicht abgewickelt und 
entfaltet weiterhin überregio­
nale Bedeutung.

Passieren kann es überall, und 
hinterher ist man immer 
schlauer!

Es ist davon auszugehen, dass 
die Vorschriftenlage der Bun­
deswehr derartige Großscha­
densereignisse grundsätzlich 
nicht zulässt. Theoretisch darf 
also nichts passieren, ansons­
ten ist irgendwer schuld. Die 
Praxis zeigt jedoch, dass nicht 
alle Risiken vorhersehbar sind 
und deren reale Eintrittswahr­
scheinlichkeit größer null ist. 
Deshalb gibt es die Feuerwehr, 
denn das echte Leben findet 
immer einen Weg. Wer hätte 

vor 2016 gedacht, dass im Lan­
deshafen Ludwigshafen die fal­
sche Rohrleitung aufgetrennt 
wird und es zu einem spekta­
kulären, katastrophalen Unfall 
bei der sonst so sicheren BASF 
kommen könnte? Schließlich 
gelten für die chemische Indus­
trie besonders strenge und 
sehr weitreichende Sicher­
heitsvorschriften, deren Ein­
haltung regelmäßig überprüft 
wird. Leider sind Unglücksfälle 
wie beispielsweise in Meppen 
oder Ludwigshafen nicht gene­
rell auszuschließen. Jenseits 
der juristischen Aufarbeitung 
ist deshalb eine fachliche Ana­
lyse, eine saubere Ableitung 
von Maßnahmen und die zeit­
nahe Umsetzung von Verbes­
serungen notwendig, damit 
sich derartige Unfälle nicht in 
ähnlicher Form wiederholen. 
Genau das wurde beim Moor­
brand gemacht und in einer 
allgemein verständlichen Wei­
se dargelegt.

Wir empfehlen Ihnen allen 
deshalb die Lektüre des BMVg-
Berichtes zum Moorbrand bei 
Meppen, nicht nur interessier­
ten Kolleginnen und Kollegen 
aus den Kreisen der Bundes­
wehrfeuerwehr oder den fach­

lich Betroffenen. In vielen Bun­
deswehrdienststellen landauf 
und landab gibt es ebenfalls 
ein mehr oder weniger großes 
Gefährdungspotenzial bei der 
täglichen Arbeit. Wäre man 
dort unmittelbar in der Lage, 
unter hohem Zeit- und Hand­
lungsdruck richtig zu entschei­
den und die notwendigen 
Maßnahmen umzusetzen, 
wenn das Schicksal zuschlägt?

An dieser Stelle wollen wir eine 
der Kernbotschaften im 60. Be­
richt des Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages in 
Erinnerung rufen: „Die Bundes­
wehr, wie ich sie im Moment 
erlebe, leidet an Unterbeset­
zung und gleichzeitig an Über­
organisation.“

Es bleibt zu hoffen, dass es 
nicht noch mehr Vorschriften 
und Meldewesen gibt, son­
dern realitätsnahe Übungen 
mit qualifiziertem Personal 
und passendem Material. 
Übung macht den Meister. 
Wir werden also sehen, was 
aus den im Bericht des BMVg 
zum Moorbrand bei Meppen 
genannten „Folgerungen, 
Konsequenzen und weiteres 
Vorgehen“ wird.�

Presseerklärung

„Keine organisationspolitischen Abenteuer bei 
der Beschaffung von Rüstungsgütern!“
Bonn (ots) – Der Verband der Beamten der Bundeswehr e. V. (VBB) begrüßt 
die durch den Expertenrat vorgeschlagene Grundsatzentscheidung, eine 
Änderung der Rechtsform des Bundesamtes für Ausrüstung, Informations­
technik und Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) abzulehnen. Eine Rechts­
formänderung hätte keinen nennenswerten Einfluss auf die Verbesserung 
des Beschaffungswesens der Bundeswehr.

„Der VBB ist nach wie vor der 
Auffassung, dass auf dem Ge­
biet der äußeren Sicherheit or­
ganisationspolitisches Aben­
teurertum nichts verloren hat“, 
so der Bundesvorsitzende des 
Verbandes, Wolfram Kamm. 

„Neben der Verfassungswidrig­
keit einer solchen Rechtsform­
änderung als auch der damit 
verbundenen eingeschränkten 
parlamentarischen Kontrolle, 
muss der Schutz und die Si­
cherheit der Soldatinnen und 

Soldaten, Beamtinnen und Be­
amten sowie der Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer  
in den Auslandseinsätzen 
oberste Priorität bei den wei­
teren Entscheidungen genie­
ßen“, so Kamm weiter.

Daher gilt es unseres Erach­
tens, beispielsweise eine Ausla­
gerung ausgewählter „Leucht­
turmprojekte“ oder die 
Auflösung ganzer Abteilungen 
des BAAINBw und deren Verla­
gerung in bereits privatisierte 
Bereiche der Bundeswehr oder 
Abteilungen des Bundesminis­
teriums der Verteidigung 
(BMVg) zu verhindern. Die 
aktuellen Probleme bei der 
Bekleidung wie auch der IT, 
verantwortet durch privat­
rechtliche Gesellschaften des 
Bundes, sowie die bekannt 
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gewordenen Verzögerungen 
hinsichtlich Kosten und Zeit  
bei den Leuchtturmprojekten 
„Taktisches Luftverteidigungs­
system (TLVS)“ und „Mehr­
zweckkampfschiff (MKS)“ 
belegen, dass Rechtsform­
änderungen ebenso wenig 
Verbesserungen im Projekt­
verlauf bringen wie eine 
exklusiv ausgestattete Pro­
grammmanagementorganisa­
tion (PMO). Die von den Streit­
kräften geforderten Produkte 
erfordern regelmäßig komple­
xe Beschaffungsprojekte von  
in der Regel exklusiven Einzel­
anfertigungen (aufgrund der 
geringen Stückzahlen) bei Mo­
nopolisten und sind dabei eben 
nicht mit dem Bau eines Flug­
hafens oder Operngebäudes, 
was ja bekanntermaßen auch 
nicht einfach zu sein scheint, 
zu vergleichen. Es ist an der 
Zeit, „sich ehrlich zu machen“ 
und den Kontext wie auch die 

Prozesse der Rüstungsbeschaf­
fung zu analysieren und konse­
quent zu straffen. Blinder, poli­
tischer Aktionismus ist wenig 
hilfreich.

Darüber hinaus verbietet sich 
angesichts der Komplexität 
des Themas die öffentliche 
Verbreitung vermeintlich ein­

facher Antworten und die 
Zuweisung von Verantwort­
lichkeit für vermutete oder tat­
sächlich bestehende Missstän­
de, im Besonderen, wenn sie 
fast ausnahmslos gegen die 
Beschäftigten des BAAINBw, 
gleich welcher Statusgruppe, 
und deren gewählte Vertreter 
gerichtet sind.

Der Verband der Beamten  
der Bundeswehr erwartet,  
dass sich die Bundesministe- 
rin der Verteidigung, Frau Dr. 
Ursula von der Leyen, bei der 
derzeit wieder aufflammen­
den, einseitigen Kritik vor die 
Beschäftigten der Koblenzer 
Beschaffungsbehörde und de­
ren nachgeordneten Bereich 
stellt und sich bei ihren weite­
ren Entscheidungen von den 
Vorschlägen des durch sie per­
sönlich eingesetzten Experten­
rates leiten lässt.

Pressekontakt:

Wolfram Kamm
Bundesvorsitzender des 
Verbandes der Beamten  
der Bundeswehr e.V. (VBB)
Baumschulallee 18 a
53115 Bonn
Telefon: 0228/389270
E-Mail: mail@vbb-bund.de
Internet: www.vbb-bund.de�

Lange Bearbeitungszeiten in 
Beihilfebearbeitung und kein Ende
Der Verband der Beamten der Bundeswehr e.V. 
(VBB) wird ständig durch Betroffene mit den 
langen Wartezeiten in der Beihilfebearbeitung 
konfrontiert.

Sie können sich sicher alle noch 
daran erinnern, mit welchen 
Versprechungen über künftige 
rosige Zeiten in der Beihilfebe­
arbeitung durch den damals 
verantwortlichen Staatsse­
kretär Stephane Beemelmans 
die Abgabe der Beihilfebear­
beitung als Teil der Personal­
abrechnung an das damalige 
Bundesministerium des Innern 
begründet worden ist. Flapsig 
könnte man sagen: „Außer 
Spesen nichts gewesen.“ Zu­
mindest dauerhaft hat sich die 
Lage nicht verbessert, mit allen 
daraus resultierenden Belas­
tungen für die betroffenen 
Kolleginnen und Kollegen. Wir 
haben in diesem Zusammen­

hang Kenntnis von einer Peti­
tion mit der Nummer 90814 
erlangt, die sich mit den lan­
gen Bearbeitungszeiten in der 
Beihilfebearbeitung befasst, 
und haben unsere Mitglieder 
gebeten, diese Petition mit zu 
zeichnen.

Der VBB legt bei dieser Auffor­
derung ausdrücklich Wert auf 
die Feststellung, dass sich un­
sere Bitte um Unterstützung 
nicht gegen die Kolleginnen 
und Kollegen in der Beihilfebe­
arbeitung richtet. Wir wissen 
um die hervorragende Qualität 
der Arbeitsleistung und die un­
eingeschränkt hohe fachliche 
Expertise und das Engagement 

des Personals in den Abrech­
nungsstellen.

Wir fordern die Verantwort­
lichen im Bundesministe- 
rium des Innern, für Bau  
und Heimat auf, durch eine 
drastische Aufstockung des 

Personalumfanges für eine 
verzugslose Bearbeitung der 
Beihilfeanträge Sorge zutra­
gen und somit der Fürsorge­
verpflichtung des Staates ge­
genüber den Beamtinnen und 
Beamten des Bundes nachzu­
kommen.�
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